
Stadt Oberhausen Drucksache B/17/5952 
Wahlperiode 2020/2025 Status öffentlich 
 Freigabedatum 04.11.2024 

Vorlageart: Beschlussvorlage 
Federführung:   Stadtkanzlei 
Verantwortung:  Herr Erkens, Herr Tsalastras, Herr Schranz  

43. Hauptversammlung des Deutschen Städtetages vom 13. bis 15. Mai 
2025 in Hannover; hier: Entsendung von stimmberechtigten Delegierten 
und Gästen ohne Stimmrecht 

Beratungsfolge 
18.11.2024 Rat der Stadt Beschlussfassung 
 

Beschlussvorschlag 
  

1. Auf die Vorberatung durch den Haupt- und Finanzausschuss wird gemäß § 1 Abs. 7 
der Zuständigkeitsordnung für die Ausschüsse des Rates und für die 
Oberbürgermeisterin/den Oberbürgermeister der Stadt Oberhausen verzichtet. 
  

2. Der Rat der Stadt entsendet als stimmberechtige/n Delegierte/n 
  

_____________________________________________________ 
  

zur Teilnahme an der 43. ordentlichen Hauptversammlung des Deutschen 
Städtetages in Hannover. 

  
  

3. Der Rat der Stadt benennt die vorgeschlagene Bedienstete/den vorgeschlagenen 
Bediensteten gem. § 113 Abs. 2 GO NRW 

  
______________________________________________________ 

  
zur Teilnahme an der 43. ordentlichen Hauptversammlung des Deutschen 
Städtetages in Hannover. 

  
  

4. Der Rat der Stadt entsendet als Gäste ohne Stimmrecht 
  
  

_____________________________________________________ 
  

_____________________________________________________ 
  

_____________________________________________________ 
  

_____________________________________________________ 
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zur Teilnahme an der 43. ordentlichen Hauptversammlung des Deutschen 
Städtetages in Hannover. 

  
  

5. Der Rat der Stadt macht in Anwendung des § 1 Abs. 6 der Zuständigkeitsordnung für 
die Ausschüsse des Rates und für die Oberbürgermeisterin/den Oberbürgermeister 
der Stadt Oberhausen von seinem Rückholrecht Gebrauch und genehmigt die 
Dienstreise für die Mandatsträgerinnen und Mandatsträger. Entsprechende 
Haushaltsmittel stehen beim Auftrag 810001010101 – Ratsangelegenheiten, 
Kostenart 541170 – Aufw. für übernommene Reisekosten zur Verfügung. 

 

2 von 9 in Zusammenstellung



 Seite 3 von 4  Drucksache B/17/5952  

 

Bezug 
B/17/3051-01 
B/17/0334-01
 
Konsequenzen 
Drucksache hat finanzielle Konsequenzen (siehe Sachverhalt) 
Drucksache hat klimatische Konsequenzen (siehe Anlage "Klimacheck")
 
Sachverhalt 

1   
2 1. Grundsätzliches  
3   
4 Nach § 6 Abs. 2a der Satzung des Deutschen Städtetages kann die Stadt Oberhausen 
5 als unmittelbare Mitgliedsstadt entsprechend ihrer Einwohnerzahl zwei stimmberechtigte 
6 Delegierte entsenden. Darüber hinaus ist die Benennung von Gästen ohne Stimmrecht 
7 möglich. 
8   
9 Herr Oberbürgermeister Schranz ist qua Amt stimmberechtigt, da er ordentliches Mitglied 

10 im Hauptausschuss des Deutschen Städtetages ist. Er bleibt bei der Anzahl der zu 
11 benennenden Delegierten außen vor. 
12   
13 Das Motto der vom 13. Mai bis 15. Mai 2025 stattfindenden Hauptversammlung in 
14 Hannover lautet: Zusammen sind wir Stadt. 
15   
16 2. Verfahren 
17   
18 Hat der Rat – wie hier – zwei oder mehr Vertreter oder Mitglieder im Sinne der §§ 63 
19 Abs. 2 und 113 GO NRW zu bestellen oder vorzuschlagen, die nicht hauptberuflich tätig 
20 sind, ist gemäß § 50 Abs. 4 Satz 1 GO NRW das Verfahren nach § 50 Abs. 3 GO NRW 
21 entsprechend anzuwenden. 
22   
23 Hierbei hat der Oberbürgermeister gemäß §§ 40 Abs. 2 Satz 5, 50 Abs. 4 Satz 1 („…der 
24 Rat…“) Stimmrecht. 
25   
26 Die Entsendung von stimmberechtigten Delegierten und Gästen ohne Stimmrecht kann 
27 in Anwendung des § 50 Abs. 3 GO NRW jeweils auf zwei unterschiedlichen Wegen 
28 erfolgen, die sich aus § 50 Abs. 3 der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-
29 Westfalen (GO NRW) ergeben: 
30   
31 Entweder kommt das Verfahren nach § 50 Abs. 3 Satz 1 GO NRW zur Anwendung; 
32 hierfür ist ein einheitlicher Wahlvorschlag erforderlich, der mit einstimmigem Beschluss 
33 der Ratsmitglieder angenommen wird. Einstimmigkeit ist bei Zustimmung aller gültigen 
34 Stimmen gegeben; Stimmenthaltungen und ungültige Stimmen bleiben außer Betracht (§ 
35 50 Abs. 5 GO NRW). 
36   
37 Alternativ kann nach § 50 Abs. 3 Satz 2 ff. GO NRW jeweils eine Abstimmung nach den 
38 Grundsätzen der Verhältniswahl in einem Wahlgang durchgeführt werden. Die 
39 Grundsätze der Verhältniswahl beruhen darauf, dass die Ausschusssitze auf die von den 
40 Fraktionen und Gruppen des Rates aufgestellten Listen, in denen die zur Wahl 
41 vorgeschlagenen Bewerber/innen namentlich aufgeführt sind, nach dem Verhältnis der 
42 auf die einzelnen Listen abgegebenen Stimmen verteilt werden. Nur Fraktionen oder 
43 Gruppen haben das Recht, Wahlvorschläge zu unterbreiten, nicht jedoch einzelne 
44 Ratsmitglieder. 
45   
46 Für dieses Verfahren schreibt § 50 Abs. 3 GO NRW das Zählverfahren Hare-Niemeyer 
47 vor; die Einzelheiten ergeben sich aus § 50 Abs. 3 Satz 3 bis 5 GO NRW; bei gleichen 
48 Zahlenbruchteilen für die letzte Wahlstelle entscheidet das vom Oberbürgermeister zu 
49 ziehende Los (§ 50 Abs. 3 Satz 6 GO NRW). 
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50   
51 3. Besonderheiten 
52   
53 Die aus § 113 Abs. 2 Satz 2 GO NRW folgende Vorgabe („Sofern weitere Vertreter zu 
54 benennen sind, muss der Bürgermeister oder der von ihm vorgeschlagene Bedienstete 
55 der Gemeinde dazuzählen.“) ist zwingend und führt nach allgemeiner Auffassung dazu, 
56 dass der Rat verpflichtet ist, den (Ober-) Bürgermeister oder den/die von ihm 
57 vorgeschlagene/n Bedienstete/n zu wählen. 

 
Anlage/n 
1 - Klimacheck B 17 5952 

 
 
[Dokumentende] 
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Positiv Neutral Negativ Erläuterungen 
zur Bewertung 

Mobilität 
Inwiefern setzt der Beschluss 
Anreize für eine 
klimafreundliche Mobilität? 
(ÖPNV; Fuß- und Radverkehr; 
alternative Antriebe; 
Carsharing etc.) 

Anpassung an 
den 
Klimawandel 

Inwiefern werden 
Anpassungsmaßnahmen an 
das Klima berücksichtigt (bzgl. 
Starkregen, Hitzebelastung, 
etc.) ? 

Klimarelevanz in der Beschlussvorlage? 

Ja    Stufe 2

Nein   Bitte in der Beschlussvorlage begründen.

Falls keine Klimarelevanz besteht, ist die Prüfung abgeschlossen. 
Die Begründung erfolgt in der Beschlussvorlage. Bei fehlender Relevanz muss kein 
Klimacheck ausgefüllt und beigefügt werden.

Ist durch den Beschluss eine positive oder negative Auswirkung auf das Klima zu erwarten, folgen 
Stufe 2 und 3 des Prüfverfahrens.

Stufe 2: Prüfung der Klimaschutzkriterien 

Stufe 1: Voreinschätzung der Klimarelevanz
 

• Änderung der Geschäftsordnung, Zuständigkeitsordnung und Hauptsatzung
• Bildung und Besetzung von Ausschüssen/Beiräten
• Entsendung von Gremienmitgliedern in Aufsichtsräte und vergleichbare Gremien sowie Delegierten
• Ehrungen
• Personalangelegenheiten
• Jahresabschlüsse der Stadt und ihrer Beteiligungsgesellschaften
• Gesellschaftsverträge der städtischen Beteiligungen
• Satzungen und Entgeltordnungen soweit Gebühren, Entgelte, Steuern und Beiträge angepasst werden
• Entscheidungen zur Haushaltsbewirtschaftung
• Vorhabenlisten Bürgerbeteiligung
• Straßenwidmungen

Prüfung der Klimaschutzrelevanz in Beschlussvorlagen – Klimacheck 

Beschlussvorlage:  

Zuständiger Bereich:

Sollte die Beschlussvorlage folgende Themen beinhalten, ist eine mehrstufige Prüfung nicht 
notwendig, sodass in Stufe 1 nein gewählt und eine Begründung im Allris eingetragen werden muss.
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Stufe 3: Prüfung der Treibhausgas-Emissionen und Auswirkungen auf das Klima 

Treibhausgas(THG)-Ausstoß in CO2(-Äquivalente) 

Reduktion Erhöhung Nicht ermittelbar

Erläuterung: 

Ergebnis 

☐ Der Beschluss wirkt sich überwiegend positiv auf das Klima aus.

☐ Der Beschluss hat keine relevanten Auswirkungen auf das Klima.

☐ Der Beschluss wirkt sich überwiegend negativ auf das Klima aus.

Erläuterungen zum Ergebnis

Anpassung an 
den 
Klimawandel 

Wie wirkt sich der Beschluss 
bzgl. der Flächen(neu)-
versiegelung aus? 

Energie 
Wie wirkt sich der Beschluss 
bzgl. des Ausbaus 
Erneuerbarer Energien aus? 

Wird durch den 
Beschluss Energie 
gespart?

Positiv Neutral Negativ Erläuterungen 
zur Bewertung 

Nach dem Ausfüllen bitte zusätzlich zur Allris-Einstellung an klimacheck@oberhausen.de 
senden. 

Stufe 4: Prüfung der Auswirkungen auf das Klima für Vorhaben der Bauleitplanung 

Falls Vorhaben die Bauleitplanung betreffen, erfolgt Stufe 4. Dabei können in Abhängigkeit 
zum Beschluss bis zu drei Listen genutzt werden. Die Prüfung erfolgt einerseits über die 
Einschätzung einzelner Ausprägungen und andererseits über die Bewertung der 
Indikatoren. Als Bewertungssystem können dafür Plus-, Neutral- und Minuspunkte vergeben 
werden.  
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Teil 4.1: Auswahl von Baulandpotentialen – Standort- und Planungsvoraussetzungen 
Indikator Kriterien Ausprägungen Bewertung Anmerkung
Lage im Stadtgebiet
Im Sinne einer nachhaltigen Bodenpolitik ist die Lage im 
Stadtgebiet von zentraler Bedeutung. Die 
Innenentwicklung ist vorrangig der Außenentwicklung 
vorzuziehen (gem. §1 Abs. 5 
BauGB).

Innenentwicklung ☐nein
Außenentwicklung ☐nein
Freiflächeninanspruchnahme mit Klimafunktion

ja 
ja
ja ☐nein

Vornutzung von Flächen
Die Wiedernutzung von Flächen im Sinne der 
Flächenkreislaufwirtschaft soll die 
Flächenneuinanspruchnahme reduzieren, durch die 
Nutzung von Baulücken kann die Auslastung der 
Infrastruktur erhöht werden.

Flächenrecycling/ Fläche bereits versiegelt ☐ja ☐nein
Baulücke ☐ja ☐nein
Nutzung von Bestandsgebäuden ☐ja ☐nein
Fläche in den letzten 10 Jahren baulich genutzt ☐ja ☐nein

Exposition 
Die kleinräumige Lage und die Verschattung innerhalb 
des Plangebietes beeinflussen maßgeblich die 
Möglichkeiten der solaren Energiegewinnung.

Verschattung der Fläche ☐ja ☐nein
Lage lässt günstige solare Ausrichtung erwarten ☐ja ☐nein

Freiraum & Infrastruktur 
Mit zunehmender Innenverdichtung steigt die Bedeutung 
von qualifizieren Freiräumen zum Erholen und Spielen. 
Die ÖPNV- Erreichbarkeit verbessert die Mobilität, 
darüber hinaus können durch die fußläufige 
Erreichbarkeit von Versorgungseinrichtungen PKW 
Fahrten vermieden werden. Die Bemessung der Distanz 
erfolgt nicht nach der Luftlinie, sondern entsprechend der 
vorhandenen Wegebeziehungen.

Qualifizierter Freiraum weniger als 400m entfernt ☐ja ☐nein
ÖPNV-Anschluss weniger als 400m entfernt ☐ja ☐nein
Taktung Wochentag <= 20 Min ☐ja ☐nein
Fuß- und Radwegenetz weniger als 300m entfernt ☐ja ☐nein
Nahversorgung innerhalb von 500m entfernt ☐ja ☐nein
Kindergarten innerhalb von 1000m vorhanden ☐ja ☐nein
Grundschule innerhalb von 1000m vorhanden ☐ja ☐nein

Besitzverhältnisse
Die Eigentumsverhältnisse haben Einfluss auf die 
Steuerungsmöglichkeiten bei der Planung und 
Realisierung.

Fläche im städtischen Besitz ☐ja ☐nein
Fläche im Besitz eines Eigentümers ☐ja ☐nein
Viele Einzeleigentümer ☐ja ☐nein

Energieversorgung 
Die Energieversorgung spielt eine zentrale Rolle zur 
Entwicklung einer klimagerechten Stadt. Nah-/ 
Fernwärme und BHKW sind zur effizienten Nutzung von 
Energieträgern sinnvoll.

Nah-/Fernwärmeanschluss ☐ja ☐nein
Lokales Wärmenetz mit Kraft-Wärme-Kopplung ☐ja ☐nein

Zusammenfassende Bewertung des Planungsschrittes 
Bewertung entsprechend der Indikatoren 
(1 = sehr gut; 5 = ungeeignet)

Erläuterung/ Verbal-argumentative Zusatzbewertung

7 von 9 in Zusammenstellung



Teil 4.2: Belange des Klimaschutzes in der Bauleitplanung 
Indikator Kriterien Ausprägungen Bewertung Anmerkung
Städtebauliche Dichte / Kompaktheit 
Größere kubische Einheiten sind mit einem niedrigeren 
A/V-Verhältnis energetisch günstiger als vielgliedrige 
Einzelobjekte, zudem sinkt meist auch der 
Flächenverbrauch und Versiegelungsgrad.

☐ja ☐nein
☐ja ☐nein

Einfamilienhäuser/ Doppelhäuser 

Reihen-/Kettenhäuser 
Mehrgeschossige Wohnanlagen ☐ja ☐nein

Versiegelung 
Je geringer die Versiegelung durch Gebäude, Neben- 
und Erschließungsanlagen, desto eher können 
Aufheizungseffekte vermieden werden. 
Regenwasserbewirtschaftung und Dachbegrünung 
fördern das Kleinklima.

Anteil der versiegelten Flächen im Plangebiet ☐<40% ☐40-60%
☐60-80% ☐>80%

Dachbegrünung vorgesehen ☐ja ☐nein
Ausrichtung der Baukörper
Passive solare Gewinne erfolgen in erster Linie über die 
Ausrichtung der Hauptfassade. Südorientierte 
Hauptfassaden weisen eine längere 
Gesamtbesonnungsdauer auf.

Ausrichtung der Hauptfassade ☐>70% S/SW/SO
☐30-70% S/SW/SO
☐<30% S/SW/SO

Verschattung der Baukörper 
Zur aktiven und passiven Nutzung von Solarenergie ist 
Verschattung insbesondere für Sonnenstände während 
der Heizperiode möglichst zu vermeiden oder zu 
reduzieren.

Verschattung des Baukörpers ☐gering
☐mittel
☐hoch

Grünkonzept 
Mithilfe eines Grünkonzeptes können klimaschützende 
Aspekte und Vorhaben gebündelt und aufeinander 
abgestimmt werden, sodass das Kleinklima verbessert 
wird. Das Grünkonzept enthält Aussagen, die über die 
gesetzlich verankerten Ausgleichs-/Ersatzmaßnahmen 
hinaus gehen.

Erstellung eines Grünkonzeptes für die Fläche ☐ja ☐nein

Energieversorgungskonzept 
Die Energieversorgung spielt eine zentrale Rolle zur 
Entwicklung einer klimagerechten Stadt. Nah-/ 
Fernwärme und BHKW sind zur effizienten Nutzung von 
Energieträgern sinnvoll.

Energieversorgungskonzept vorhanden ☐ja ☐nein
Nutzung von erneuerbaren Energien über 
vorgeschriebenem Standard

☐ja ☐nein

Zusammenfassende Bewertung des Planungsschrittes 
Bewertung entsprechend der Indikatoren 
(1 = sehr gut; 5 = ungeeignet)

Erläuterung/ Verbal-argumentative Zusatzbewertung
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Teil 4.3: Vertragliche Regelungen 

Art des Vertrags Rechtsgrundlage Anmerkungen
Erschließungsvertrag §124 BauGB ☐ja ☐nein
Städtebaulicher Vertrag §11 BauGB ☐ja ☐nein
Kaufvertrag §433 BGB ☐ja ☐nein
Vertragliche Regelungen Regelungsinhalt
Bauliche Standards Erhöhte Anforderungen an den Jahresheizwärmebedarf 

(ggü. der EnEV) 
☐ja ☐nein

Erhöhte Anforderungen an den 
Jahresprimärenergiebedarf (ggü. der EnEV) 

Effiziente Energieversorgung Verpflichtung zur aktiven Solarnutzung oder Nutzung 
anderer erneuerbarer Energien 
Festlegung: Wahl des Energieträgers, 
Anschlussverpflichtungen Nah-/Fernwärme 

☐ja ☐nein

Verfahren Bindung an die Ziele des Energie-/Grünkonzeptes 
Anforderungen an die Qualitätssicherung (Nachweise) 

☐ja ☐nein
Klimaanpassung U.a. Regelungen zur Bewirtschaftung des

Regenwassers, Dachbegrünung oder zur Entwicklung
und Errichtung von Grünflächen

☐ja ☐nein

Zusammenfassende Bewertung des Planungsschrittes
Bewertung entsprechend der Indikatoren 
(1 = sehr hohe vertragliche Regelungen; 4 = 
entspricht den gesetzlichen Anforderungen)

Erläuterung/Verbal-argumentative Zusatzbewertung

Gesamtübersicht

Teil 1: Standort- und 
Planungsvoraussetzungen 

Teil 2: Belange des Klimaschutzes 
in der Bauleitplanung 

Teil 3: Vertragliche Regelungen 

Gesamtbewertung des Projektes 

Beispiele Anmerkungen

   Vertrag beabsichtigt
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